
STELLUNGNAHME NEUES LAND E.V. ZUR TEILLEGALISIERUNG CANNABIS

Die christliche Drogenarbeit Neues Land e.V. besteht seit 52 Jahren. Seit Beginn der 
Arbeit verfolgt die Einrichtung einen konsequent abstinenzorientierten Ansatz. In 
der medizinischen Entwöhnungsbehandlung ist Neues Land e.V. von allen Kosten-
trägern anerkannt.

In den meisten Arbeitsbereichen haben wir es auch mit CannabiskonsumentInnen 
zu tun. Viele von ihnen haben eine psychische Abhängigkeit oder/und durch den 
Cannabiskonsum eine weiterführende Drogenabhängigkeit entwickelt. Dazu oft 
noch psychiatrische Krankheitsbilder, z. T. durch die Droge ausgelöst.

In der Suchtprävention informieren wir seit Jahren über die Folgen und Gefahren 
von Cannabiskonsum, sind mit jugendlichen KonsumentInnen im Gespräch und 
entwickeln mit ihnen Alternativen zum Konsum. Auf Elternabende und zu anderen 
Gelegenheiten versuchen wir einen differenzierten Einblick zu geben und Hand-
lungsmöglichkeiten im eigenen Umfeld aufzuzeigen.

Wir als Vorstand der christlichen Drogenarbeit Neues Land e.V. vertreten folgende 
Standpunkte zur aktuellen Neuregulierung des Cannabiskonsums:

1. Die kontrollierte Vergabe aufgrund medizinischer Gründe (seit 2017) ist eine  
 Maßnahme, die wir unterstützen.
 Für einen bestimmten Personenkreis gelingt hier schon die Entkriminalisie- 
 rung. Produkte mit besserem CBD-Wert für die medizinische Wirkung    kön- 
 nen gezielt dafür hergestellt werden.

2. Für jugendliche KonsumentInnen unter 21 Jahren hat Cannabis eine hohe  
 schädigende und suchtauslösende Wirkung. Das belegen viele Studien und  
 Berichte aus dem Deutschen Ärzteblatt (17.04.2015) und die Stellungnahme  
 der DGPPN (Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie,   
 Psychosomatik und Nervenheilkunde, 07.12.2015). Da besonders in diesem  
 Personenkreis auch in den letzten Jahren der Cannabiskonsum laut der   
 Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) angestiegen ist,   
 sollte es auf keinen Fall zu einer Legalisierung unter 21 Jahren kommen.

 Die Signalwirkung eines Verbotes und die Einstufung unter dem Betäub-  
 bungsmittelgesetz (BtMG) sind wichtig und unverzichtbar. Stattdessen   
 sollten die Aufklärungs- und Präventionsmaßnahmen erweitert und ver-  
 stärkt werden, um den Jugendschutz besser zu unterstützen. Bundesweite  
 Präventionskonzepte und weiterführende Maßnahmen des Jugendschutzes  
 sind dringend notwendig.

3. Auch über das 21. Lebensjahr hinaus bleiben eine Suchtgefahr und die   
 Gefahr einer gesundheitlichen Beeinträchtigung bestehen. Jeder 10. Konsu- 
 ment/Konsumentin entwickelt eine behandlungsbedürftige Abhängigkeits- 
 erkrankung. Nachweislich werden die meisten erstmalig gestellten Kosten- 
 anträge einer stationären Therapie für CannabiskonsumentInnen gestellt  
 (DGPPN). Deshalb stehen wir auch einer Legalisierung über 21 Jahren ab- 
 lehnend gegenüber.



4. Immer wieder wird Cannabis in seinen Gefahren mit Alkohol verglichen. Auch  
 wenn durch Cannabiskonsum weniger Todesfälle bekannt sind, kann eine psy- 
 chische und somatische Schädigung schon bei geringer Einnahme gerade in  
 jungen Jahren (unter 25 Jahren) erfolgen (siehe Göttinger Studie Band 23). 
 Immer mehr Experten und erfahrene Ärzte warnen vor den Folgen der aktu- 
 ellen Entwicklung (z. B. Christoph Möller – Kinderkrankenhaus auf der Bult).

5. Eine Entkriminalisierung durch Legalisierung bleibt fraglich, da für viele Kon- 
 sumenten der hohe THC Gehalt, spezielle Züchtungen und die Verbindung mit  
 anderen illegalen Konsumstoffen für die Rauschwirkung reizvoll bleiben. Diese  
 Produkte werden auch zukünftig nur auf dem Schwarzmarkt erhältlich sein.  
 Mit der Teillegalisierung wird Cannabis grundsätzlich nicht mehr als gefähr- 
 liche Drogensubstanz wahrgenommen und aus dem BTMG entfernt. Auch ein  
 legaler Markt könnte nur begrenzt staatlich kontrolliert werden.

6. Die Finanzierung der Fachstellen für Suchtprävention basieren seit vielen Jah- 
 ren nur auf einer Sockelfinanzierung seitens der Landesregierung. Prävention, 
 Beratung und Therapie sind nicht auf eine zunehmend süchtiger werdende  
 Gesellschaft vorbereitet. Zudem haben wir es schon im Jugendalter mit auf- 
 fallend mehr psychiatrischen Krankheitsbildern zutun, die durch Drogen, Alko- 
 hol und Cannabis ausgelöst oder verstärkt werden. Wir brauchen dringend eine  
 gezielte und differenzierte Aufklärung durch Eltern, Fachkräfte und Mediziner.

Vorstand Neues Land e.V., 10.04.2024

Eberhard Ruß, Andreas Loewe, Michael Lenzen

Quellenangaben zur Stellungnahme Cannabis:

1. Göttinger Schriften zum Medizinrecht – Band 23: Gunnar Duttge, 
 Rainer Matthias Holm-Hadulla, Jürgen L. Müller, Melanie Steuer (Hg.)
 Verantwortungsvoller Umgang mit Cannabis
 Medizinische, juristische und psychosoziale Perspektiven
2. Christoph Möller:
 https://www.haz.de/beruf-und-bildung/regional/hannover-legalisierung-von-cannabis-anwalt- 
 und-psychiater-streiten-RWD4Y7MXWJCMXKN2KKNIM5HVFA.html
3. https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/sw/cannabis
4. Stellungnahme der DGPPN: https://www.bundestag.de/resource/blob/974832/f3e278279dcf12 
 0ee285620d7cd455bd/20_14_0154-27-_Deutsche-Gesellschaft-fuer-Psychiatrie-und-
 Psychotherapie_Cannabis_nicht-barrierefrei.pdf
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